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TAGESORDNUNG 
 

Öffentlicher Teil 

 

1. Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Gemeinde-

ratssitzung am 17.09.2024 

01/2024/2873 

2. Gemeindliches Einvernehmen zur Tektur: Abbruch des landwirtsch. 

Stalls mit Tenne; Ersatzbau eines Wohnhauses 1 WEH mit Garage, 

Carport und Abstellräume – Fl.Nr. 302 Gemarkung Denklingen – 

Hauptstraße 54 

01/2024/2876 

3. Gemeindliches Einvernehmen zum Neubau einer Lagerhalle, zwei 

Mehrfamilienhäusern mit jeweils sechs Wohneinheiten, einer Tiefga-

rage und PKW-Stellplätzen Fl.Nrn. 2960 Gemarkung Denklingen – 

Industriestraße 4 

01/2024/2878 

4. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); Bebauungsplan PV Salger; 

Behandlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

eingegangenen Stellungnahmen/ Beschlussvorschläge; 

01/2024/2871 

5. Bebauungsplan „PV Salger“; Satzungsbeschluss; 01/2024/2872 

 

Erster Bürgermeister Andreas Braunegger eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung des 

Gemeinderates und stellt die ordnungsgemäße und fristgerechte Ladung sowie die Be-

schlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 

Des Weiteren erkundigt er sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. Es werden kei-

ne vorgetragen. 

  

Öffentliche Sitzung 
 

TOP  1 Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Gemeinderatssit-

zung am 17.09.2024 

 

Sachverhalt: 

 

Das Protokoll des öffentlichen Teils der Gemeinderatssitzung am 17.09.2024 ist den Ge-

meinderatsmitgliedern durch Veröffentlichung im Gremieninformationssystem folgender 

Anwendungen bekannt: „SessionNet“ und „Mandatos“  

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat genehmigt dieses Protokoll. 

 

 

Abstimmung: Ja 13  Nein 0  Anwesend 13   
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TOP  2 Gemeindliches Einvernehmen zur Tektur: Abbruch des landwirtsch. 

Stalls mit Tenne; Ersatzbau eines Wohnhauses 1 WEH mit Garage, Car-

port und Abstellräume – Fl.Nr. 302 Gemarkung Denklingen – Hauptstraße 

54 

 

 

Mit E-Mail vom 08.10.2024 teilte die untere Bauaufsichtsbehörde im Landratsamt Lands-

berg mit, dass der Bauantrag vom Bauherrn offiziell zurückgenommen wurde. Eine Be-

schlussfassung hierzu ist deshalb nicht mehr erforderlich.    

 

zur Kenntnis genommen  

 

 

TOP  3 Gemeindliches Einvernehmen zum Neubau einer Lagerhalle, zwei Mehr-

familienhäusern mit jeweils sechs Wohneinheiten, einer Tiefgarage und 

PKW-Stellplätzen Fl.Nrn. 2960 Gemarkung Denklingen – Industriestraße 4 

 

Sachverhalt: 

 

Für die Fl.Nr. 2960 der Gemarkung Denklingen wurde ein Bauantrag für o.g. Vorhaben ein-

gereicht.  

Die Errichtung bedarf grundsätzlich der Baugenehmigung, soweit nichts anderes bestimmt 

ist (Art. 55 Abs. 1 BayBO). Verfahrensfreiheit nach Art. 57 BayBO liegt nicht vor. 

 

Das genannte Vorhaben liegt im Innenbereich (§ 34 BauGB). Die Gebietsart entspricht hier 

einem Mischgebiet (MI). Ein Vorhaben zu Wohnzwecken, sowie Gewerbebetriebe sind 

nach § 6 BauNVO zulässig. Das Vorhaben liegt nicht im Sanierungsgebiet „Ortskern“ (Ge-

biet nach §142 BauGB). Die Baufibel ist daher nicht anzuwenden. 

Das vorgesehene Maß der baulichen Nutzung und die vorgesehenen überbaubaren Grund-

stücksflächen (Baulinie/Baugrenze) fügen sich grundsätzlich in die Eigenart der näheren 

Umgebung ein. 

 

Folgende Maße weist der vorliegende Bauantrag aus: 

GRZ 1 = ca. 0,31 

GRZ 2 = ca. 0,70  

GFZ = ca. 0,45  

 

Für dieses Gebiet wurde im Mai 2022 ein Bürgerentscheid durchgeführt. 

In Bezug auf den Bürgerentscheid vom 22.05.2022 ist folgendes anzumerken: 

Das Grundstück mit 2.636 m² hält die Vorgaben des Bürgerentscheids vom 22.05.2022 hin-

sichtlich der max. 6 Wohnungen je Gebäude ein. Die mit dem Bürgerentscheid geforderte 

eine Wohneinheit je 225 m² abgeschlossener Grundstücksfläche ist mit der Anzahl von 12 

Wohneinheiten auf einer Grundstücksfläche von 2.636 m² somit nahezu eingehalten und 

kann akzeptiert werden.  
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Ebenso ist die im Bürgerentscheid geforderte Geschoßflächenzahl von 0,6 mit 0,45 einge-

halten. 

 

Die Vorgaben zur Sanierungssatzung/Baufibel kommen nicht zur Anwendung. Hier wären 

nur 9 WE zulässig (eine WE je angefangener 300 m² Grundstücksfläche), die Wandhöhen 

(max. 6 m) und Firsthöhen (max. 11 m) wären begrenzt und es gäbe gestalterische Vorga-

ben (z.B. zu Dachaufbauten, bodentiefe Fester, etc.). 

 

Ein Antrag auf isolierte Abweichung hinsichtlich der Tiefgaragenrampe liegt dem aktuellen 

Bauantrag bei. Die Prüfung fällt jedoch in den Zuständigkeitsbereich (Bauordnungsrecht) 

des Landratsamtes. Hinsichtlich der in der Stellplatzsatzung festgeschriebene Neigung der 

Rampe wird die Abweichung von der Gemeinde allerdings nicht befürwortet. 

 

Die Stellplatzsatzung der Gemeinde Denklingen wird u.a. hinsichtlich der Rampe sowie der 

Größe der Stellplätze, sowie der Bewegungsräume nicht eingehalten. 

 

Die Erschließung ist grundsätzlich gesichert durch die Zufahrt an einer öffentlichen Ver-

kehrsfläche, die zentrale Wasserversorgung und zentrale Abwasserbeseitigung im Trenn-

system von der Industriestraße aus. Bei Teilung des Grundstückes wären die Hinterlieger-

grundstücke durch Dienstbarkeiten zu sichern. Eine Erschließung über die Bahnhofstraße 

ist ebenfalls durch Dienstbarkeit zu sichern.  

 

Beschluss: 

 

Das gemeindliche Einvernehmen wird nicht erteilt. Die Stellplatzsatzung ist einzuhalten. 

 

 

Abstimmung: Ja 13  Nein 0  Anwesend 13   

 

 

TOP  4 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); Bebauungsplan PV Salger; Be-

handlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB einge-

gangenen Stellungnahmen/ Beschlussvorschläge; 

 

Sachverhalt: 

 

Der Gemeinderat Denklingen hat am 08.02.2023 den Aufstellungsbeschluss für die 

Aufstellung des Bebauungsplans PV Salger gefasst. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 (1) BauGB fand im Rahmen der Aus-

legung der Planunterlagen (Entwurf in der Fassung vom 27.09.2023, gebilligt in der Sit-

zung vom 18.10.2023) im Rathaus Denklingen vom 24.10.2023 bis 06.12.2023 (Frist-

verlängerung bis 12.12.2023) statt. 

Die Öffentlichkeit hatte dabei die Gelegenheit zur Stellungnahme.  

 

Mit E-Mail vom 24.10.2023 wurden die Träger öffentlicher Belange aufgefordert, zum 
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Entwurf in der Fassung vom 27.09.2023 bis zum 06.12.2023 (Fristverlängerung bis zum 

12.12.2023) gemäß § 4 (1) BauGB Stellung zu nehmen. 

 

In der Sitzung vom 10.07.2024 wurden die Beschlüsse über die im Verfahren §§ 3 (1) 

und 4 (1) BauGB eingegangenen Stellungnahmen gefasst. 

 

Ebenfalls mit Beschluss vom 10.07.2024 wurde der überarbeitete Entwurf gebilligt und 

die Auslegung nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB beschlossen. Die öffentliche Auslegung 

fand vom 22.07.2024 bis 26.08.2024 statt. 

 

Mit E-Mail vom 15.07.2024 wurden die Träger öffentlicher Belange aufgefordert, zum 

Entwurf in der Fassung vom 10.07.2024 bis zum 26.08.2024 gemäß § 4 (2) BauGB 

Stellung zu nehmen. 

 

 

Folgende 49 Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt: 

- Amt für ländliche Entwicklung, München 
- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck 
- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren 
- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München 
- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München 
- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg 
- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürn-

berg 
- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München 
- Deutsche Post, Immobilienservice GmbH, München 
- Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, Kempten 
- Gemeinde Altenstadt 
- Gemeinde Apfeldorf 
- Gemeinde Bidingen 
- Gemeinde Fuchstal 
- Gemeinde Hohenfurch 
- Gemeinde Kinsau 
- Gemeinde Osterzell 
- Gemeinde Reichling 
- Gemeinde Schwabsoien 
- Gemeinde Vilgertshofen 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München 
- Katholisches Pfarramt Denklingen 
- Katholisches Pfarramt Epfach 
- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech 
- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech 
- Kreisjugendring Landsberg am Lech 
- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech 
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- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech 
- E.ON Wasserkraft GmbH, Werksleitung Lech, Landsberg am Lech 
- Lechwerke AG, Augsburg 
- Markt Kaltental 
- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München 
- Regionaler Planungsverband München 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB 
- Vermessungsamt Landsberg am Lech 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn 
- Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der Fuchstalgemeinden, Denklingen 
 

Im Rahmen der Beteiligung der Bürger ist keine Stellungnahme eingegangen. 

 

Von folgenden 23 Behörden, bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im 

Verfahren § 4 Abs. 2 BauGB Stellungnahmen abgegeben: 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck, Stellungnahme vom 
05.12.2023 und 21.08.2024 

- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg, Stellungnahme vom 18.07.2024 
- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München, Stellungnahme vom 

27.08.2024 
- Gemeinde Altenstadt, Stellungname vom 19.07.2024 
- Gemeinde Bidingen, Stellungnahme vom 19.07.2024 
- Gemeinde Hohenfurch, Stellungnahme vom 26.07.2024 
- Gemeinde Osterzell, Stellungnahme vom 25.07.2024 
- Gemeinde Schwabsoien, Stellungnahme vom 26.07.2024 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Stellungnahme vom 

26.08.2024 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, Stellungnahme 

vom 14.08.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech, 

Stellungnahme vom 09.08.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech, 

Stellungnahme vom 18.07.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech, Stellungnahme vom 23.07.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech, 

Stellungnahme vom 20.08.2024 
- LEW Verteilnetz GmbH, Stellungnahme vom 12.08.2024 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München, Stellungnahme vom 

11.09.2024 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München, Stellungnahme vom 

17.07.2024 
- Regionaler Planungsverband München, Stellungnahme vom 24.07.2024 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB, Stellungnahme vom 15.07.2024 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, Stellungnahme vom 09.11.2023 und 23.07.2024 
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- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn, 
Stellungnahme vom 12.08.2024 

- Kreisheimatpflegerin Dr. Weißhaar-Kiem, Stellungnahme vom 20.08.2024 
- Deutsche Telekom Technik GmbH, Stellungnahme vom 25.07.2024  
 

 

Folgende 19 Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange haben zwar eine Stel-

lungnahme abgegeben, jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht, die 

beschlussmäßig zu behandeln wären: 

- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg, Stellungnahme vom 18.07.2024 
- Gemeinde Altenstadt, Stellungname vom 19.07.2024 
- Gemeinde Bidingen, Stellungnahme vom 19.07.2024 
- Gemeinde Hohenfurch, Stellungnahme vom 26.07.2024 
- Gemeinde Osterzell, Stellungnahme vom 25.07.2024 
- Gemeinde Schwabsoien, Stellungnahme vom 26.07.2024 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Stellungnahme vom 

26.08.2024 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, Stellungnahme 

vom 14.08.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech, 

Stellungnahme vom 09.08.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech, 

Stellungnahme vom 18.07.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech, Stellungnahme vom 23.07.2024 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech, 

Stellungnahme vom 20.08.2024 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München, Stellungnahme vom 

11.09.2024 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München, Stellungnahme vom 

17.07.2024 
- Regionaler Planungsverband München, Stellungnahme vom 24.07.2024 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB, Stellungnahme vom 15.07.2024 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn, 

Stellungnahme vom 12.08.2024 
- Kreisheimatpflegerin Dr. Weißhaar-Kiem, Stellungnahme vom 20.08.2024 
- Deutsche Telekom Technik GmbH, Stellungnahme vom 25.07.2024  
 

 

Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen liegen von folgen-

den 4 Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange vor: 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck, Stellungnahme vom 
05.12.2023 und 21.08.2024 

- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München, Stellungnahme vom 
27.08.2024 

- LEW Verteilnetz GmbH, Stellungnahme vom 12.08.2024 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, Stellungnahme vom 09.11.2023 und 23.07.2024 
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Zur Information: Keine Äußerung ist eingegangen von folgenden 26 Behörden bzw. 

sonstigen Trägern öffentlicher Belange: 

- Amt für ländliche Entwicklung, München 
- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren 
- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München 
- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München 
- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürn-

berg 
- Deutsche Post, Immobilienservice GmbH, München 
- Gemeinde Apfeldorf 
- Gemeinde Fuchstal 
- Gemeinde Kinsau 
- Gemeinde Reichling 
- Gemeinde Vilgertshofen 
- Katholisches Pfarramt Denklingen 
- Katholisches Pfarramt Epfach 
- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech 
- Kreisjugendring Landsberg am Lech 
- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech 
- E.ON Wasserkraft GmbH, Werksleitung Lech, Landsberg am Lech 
- Markt Kaltental 
- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München 
- Vermessungsamt Landsberg am Lech 
- Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der Fuchstalgemeinden, Denklingen 

 

 

 

Würdigung der Stellungnahmen: 

 

Im Folgenden werden die wesentlichen Aussagen der eingegangenen Stellungnahmen 

gewürdigt und Beschlussvorschläge formuliert. 

Die Stellungnahmen werden dem Gemeinderat als Anhang zur Verfügung gestellt. 

 

 

A Stellungnahmen im Rahmen der Bürgerbeteiligung /Sonstige Stellungnahmen 
 

Es ist keine Stellungnahmen im Rahmen der Bürgerbeteiligung eingegangen. 

 

 

B Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

 

Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange, die zwar eine Stellungnahme abgegeben 

haben, jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht haben (siehe o.a. Auflis-

tung): 
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Beschluss: 

Die Stellungnahmen der oben aufgeführten Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange 

werden zur Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf die Planung sind nicht ersichtlich. 

 

 

C Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen 

 

 
1)  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck, Stellungnahme 

vom 05.12.2023 und 21.08.2024 

 

Stellungnahme vom 21.08.2024 

unsere Stellungnahme vom 05.12.23 hat weiterhin Gültigkeit 

 

Stellungnahme vom 05.12.2023 

Landwirtschaftliche Belange sind bei dem Vorhaben betroffen, daher sind die nachfol-

genden Aspekte bei den Planungen zu berücksichtigen und die Planungsunterlagen 

entsprechend zu ergänzen.  

 

Das geplante Vorhaben sieht eine Freiflächen Photovoltaikanlage vor, welche innerhalb 

des 110 m - Korridors der Bahnstrecke Landsberg-Weilheim entstehen soll.  

Es handelt sich dabei laut Planungsunterlagen um besonders geeignete Flächen für die 

Erzeugung von Sonnenenergie, gemäß dem gemeindlichen „Standortkonzept für Pho-

tovoltaik-Freiflächenanlagen“.  

Momentan obliegt die Flurstücks Nummer 2829 der landwirtschaftlichen Nutzung mit 

einer Ackerzahl von 57. Generell weißen wir darauf hin, dass Flächen für die Landwirt-

schaft ein äußerst knappes Gut sind und nicht vermehrbar sind. Deswegen sind diese 

besonders zu schonen und nur mäßig zu verbrauchen.  

 

Grundsätzlich würden wir es begrüßen, wenn der laut Umweltbericht notwendige Aus-

gleich komplett auf der Flurnummer 2829 erfolgen würde. Nur so besteht ein direkter 

räumlicher Zusammenhang zwischen der entstehenden Beeinträchtigung und dem 

Ausgleich. 

 

Während der Bauphase darf es zu keiner Behinderung der umliegenden landwirtschaft-

lichen Flächen kommen. Die Zufahrten zu den angrenzenden Flächen müssen gewähr-

leistet bleiben bzw. sichergestellt werden. Kommt es im Rahmen der Bauphase zu Be-

schädigungen der Feldwege / Zufahrtswege, so müssen die vom Anlagenbetreiber um-

gehend in Stand gesetzt werden. Um den Boden während der Bauphase vor schädli-

chen Bodenverdichtungen zu schützen, soll die Fläche nur bei guter Tragfähigkeit (tro-

ckener Boden) und mit bodenschonenden Fahrwerken (z.B. keine LKW mit Straßenbe-

reifung) befahren werden. Die im Umweltbericht angeführte tiefgründige, schädliche 

Beeinträchtigung der Bodenfunktionen ist zu vermeiden, damit eine nachhaltige, res-

sourcen- und umweltschonende landwirtschaftliche Folgenutzung weiterhin gewährleis-

tet ist.  
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Bei der geplanten Nutzung der Fläche mit einer Freiflächenphotovoltaikanlage ist das 

Risiko einer Schwermetallbelastung zu bewerten.  

Die Gefahr einer Bodenkontamination durch PV-Anlagen mit Blei oder Cadmium wird 

nach derzeitigem Kenntnisstand bei intakten Solarmodulen bauartbedingt als sehr ge-

ring eingestuft. Sind Halbleiterschicht, Kontakte oder Verlötungen aufgrund von Be-

schädigungen der Module durch Hagel oder Brand der Witterung ausgesetzt, sind diese 

aus Gründen des vorsorgenden Bodenschutzes zeitnah zu entfernen. Eine Auslaugung 

von Blei oder Cadmium kann dann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Untersu-

chungen zu Zinkeinträgen aus der Verwitterung von Befestigungsmaterial (z.B. bei 

Pfählen für Schutzzäune im Forst, Stützgerüsten im Weinbau) kommen zu dem Ergeb-

nis, dass mit Zinkeinträgen in den Boden von 2,9 kg / (ha*a) zu rechnen ist. Unseres 

Erachtens lässt sich eine Freiflächenphotovoltaikanlage bzgl. Anzahl an Stützen bzw. 

verbautem Befestigungs- und Ständermaterial mit den vorgenannten Bereichen sehr 

gut vergleichen. Grundsätzlich ist Zink ein wichtiges Spurenelement, welches die Pflan-

zen zum Wachstum benötigen. Die vorgenannten Zinkeinträge überschreiten jedoch die 

Düngeempfehlung eines in Hinblick auf die Pflanzenernährung gut versorgten und 

durchschnittlich bewirtschafteten Boden um ein Vielfaches.  

Eine Anreicherung mit dem Schwermetall ist, insbesondere bei, wie vorgeschrieben, 

extensiver Nutzung der Fläche, zu erwarten und kann zu einer schädlichen Bodenver-

änderung führen.  

 

Um dieser vorzubeugen (siehe § 4 Bundes-Bodenschutzgesetz) ist daher auf verzinktes 

Material für die Aufständerung der Module möglichst zu verzichten. Alternativen wären 

z.B. Konstruktionen aus Edelstahl, mit anderen Beschichtungen oder evtl. auch aus 

Holz. Das Bayerischen Staatministerium für Wohnen, Bau und Verkehr betont zudem, 

dass laut den Umwelt-richtlinien „der Baustoff Holz - seinen technischen und ökologi-

schen Eigenschaften entsprechend - gleichberechtigt in die Planungsüberlegungen ein-

zubeziehen“ ist. 

 

Ob die nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes zulässigen zusätzli-

chen jährlichen Frachten an Schadstoffen überschritten werden, ist von der zuständigen 

Stelle zu prüfen. Zu bewerten ist hierbei neben dem Wirkungspfad Boden - Grundwas-

ser der Wirkungspfad Boden – Nutzpflanze. Dies ist insbesondere zu berücksichtigen, 

da der Praxisleitfaden des LfU für die ökologische Gestaltung von PV-

Freiflächenanlagen auf Seite 27 vorgibt, dass eine mögliche Auswaschung von Zink so 

weit wie möglich zu reduzieren ist.  

 

Laut Bundesamt für Naturschutz kann die Aufheizung der Oberflächen bei größeren 

PV-FFA zu einer Beeinflussung des lokalen Mikroklimas führen, z.B. durch eine Erwär-

mung des Nahbereichs oder auch durch aufsteigende Warmluft (Konvektion). Die Funk-

tion der Fläche und des Bodens und ihr Beitrag zur Kaltluftentstehung wird dadurch be-

einträchtigt. Grundsätzlich ist durch die Veränderung des lokalen Klimas das Risiko ge-

geben, dass sich diese auf das Pflanzenwachstum (z.B. Beeinflussung der Luftfeuchtig-

keit) der umliegenden landwirtschaftlichen Kulturen bzw. den Wald auswirkt. 

 

Entsprechend den Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau 
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und Verkehr in Abstimmung mit den Bayerischen Staatsministerien für Wissenschaft 

und Kunst, für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, für Umwelt und Verbrau-

cherschutz sowie für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zum Bau- und landespla-

nerischer Behandlung von Frei-flächenphotovoltaikanlagen ist die Anlage nach Nut-

zungsaufgabe rückzubauen. Nach Rückbau der Anlage ist der naturschutzfachliche 

Ausgleich hinfällig, die Anlagenfläche sowie die Ausgleichsflächen sind daher wieder 

einer uneingeschränkten landwirtschaftlichen bzw. forstwirtschaftlichen Nutzung in mög-

lichst vollem Umfang zuzuführen. Dies gilt auch für abseits der Fläche erbrachter Aus-

gleichsmaßnahmen (Fl.Nr. 1178). 

 

Die extensive Wiese auf der Fläche unter und zwischen den Modulen ist so zu bewirt-

schaften, dass sie sich nicht zu einem Biotop nach dem Bayerischen Naturschutzgesetz 

entwickelt, da sie sonst langfristig nicht mehr in vergleichbarer Weise landwirtschaftlich 

genutzt werden kann. Falls die Fläche sich doch entsprechend entwickeln sollte, hat der 

Betreiber die Voraussetzungen zu schaffen, dass nach Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG bzw. 

des § 45 Abs. 7 BNatSchG die Erteilung einer einzelfallbezogenen Ausnahme von den 

Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG bzw. des § 44 BNatSchG möglich ist, bzw. eine 

Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von den genannten Verboten erteilt werden 

kann. Von einer Anpflanzung von Bäumen ist auf Ackerflächen auf Grund der Wieder-

herstellungsverpflichtung (s.u.) Abstand zu nehmen. Bzgl. der Anlage von Hecken wei-

sen wir darauf hin, dass davon auszugehen ist, dass diese Fläche später ebenfalls nicht 

wieder landwirtschaftlich genutzt werden kann, da die Hecke dann nach Art. 16 (1) 

BayNatSchG geschützt sein wird. 

 

Um der natürlichen Versauerung des Bodens entgegenzuwirken und die Bodenfrucht-

barkeit zu erhalten ist, in der Regel auch auf Grünlandflächen, eine Erhaltungskalkung 

notwendig. Zudem geht die EU-Kommission davon aus, dass der Schutz vor Versaue-

rung positive Effekte auf die Bodenbiodiversität hat, somit einen Beitrag zum Ziel der 

Biodiversitätskonventionen leistet und den Artenrückgang aufhält. Daher sollte auf der 

Fläche eine Erhaltungskalkung (z.B. mit Kohlensaurem Kalk) in Höhe von 5 dt CaO / ha 

alle 5 Jahre durchgeführt werden. Kalk ist bei einem Düngeverbot auf der Fläche dafür 

auszunehmen.  

 

Die regelmäßige Pflege der geplanten Bebauungsflächen hat so zu erfolgen, dass das 

Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchti-

gung der umliegenden Flächen vermieden wird. Etwaige entstehende Ertrags- bzw. 

Qualitätseinbußen, bzw. daraus resultierender Mehraufwand (z.B. zusätzliche Unkraut-

bekämpfungsmaßnahmen) sind auszugleichen. 

 

Laut den Hinweisen der verschiedenen Ministerien (s.o.) zur Anlage von Freiflächen-

PV-Anlagen kann bei entsprechender Anlage eines extensiven Grünlands unter und 

neben den PV-Modulen davon ausgegangen werden, dass i.d.R. keine erheblichen Be-

einträchtigungen des Naturhaushalts verbleiben und in diesen Fällen kein Ausgleichs-

bedarf besteht.  

Falls ein weiterer Ausgleich notwendig ist, begrüßen wir Planungen, diesen so zu ge-

stalten, dass die Fläche nach Nutzung zur Stromerzeugung wieder vollumfänglich 

landwirtschaftlich genutzt werden kann. Bei der Anlage der Ausgleichsflächen, bzw. der 
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Flächen unter den Modulen, ist durch die Auswahl der Saatgutmischungen und der 

standortangepassten Pflegemaßnahmen (z.B. Beweidung) sicherzustellen, dass sich 

auf der Maßnahmenfläche keine stickstoffsensiblen Subtypen ansiedeln. Diese könnten 

z.B. aufgrund der TA-Luft die Entwicklung oder die Erweiterung von landwirtschaftlichen 

Betrieben im Umfeld der geplanten PV-Anlage verhindern.  

 

Bereits bei der Genehmigung ist die Auflage zum vollständigen Rückbau (incl. Funda-

mente) aufzunehmen, da bei einem ausschließlich oberflächigen Rückbau die Boden-

funktionen nicht mehr vollständig wiederhergestellt werden können und damit eine 

nachhaltige, ressourcen- und umweltschonende landwirtschaftliche Folgenutzung nicht 

gewährleistet wäre. Aufgrund der hohen Rückbaukosten sollte bei der Genehmigung 

festgesetzt werden, dass entsprechende Rücklagen vorzuhalten sind und diese z.B. 

über Bürgschaften, Dienstbarkeiten oder ähnliches gesichert werden. (vgl. Praxis-

Leitfaden für die ökologische Gestaltung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen, LfU 

2014) 

 

Abwägung: 

Die Gemeinde Denklingen verweist auf Ihre Abwägung zur Stellungnahme vom 

05.12.2023 

 

Beschluss:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Planänderung ist nicht erforder-

lich. 
 

 

 

2) DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München, Stellungnahme vom 

27.08.2024 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG 

/ DB Station & Service AG) und DB Energie GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, 

übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zur o. g. Bauleitplanung. 

 

Bei dem geplanten Bauvorhaben sind nachfolgenden Bedingungen / Auflagen und 

Hinweise aus Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen zu beachten und 

einzuhalten. Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisen-

bahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden. 

 

1. Infrastrukturelle Belange 

 

Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlagen hat nach den 

anerkannten Regeln der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, 

technischen Bedingungen und einschlägigen Regelwerke zu erfolgen. 

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit aller durch die geplanten Baumaßnahmen 

und das Betreiben der baulichen Anlagen betroffenen oder beanspruchten Betriebsan-
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lagen der Eisenbahn ist ständig und ohne Einschränkungen, auch insbesondere wäh-

rend der Baudurchführung, zu gewährleisten. 

Die Bauarbeiten müssen grundsätzlich außerhalb des Druckbereiches von Eisenbahn-

verkehrslasten durchgeführt werden. Wenn dies nicht möglich ist, ist rechtzeitig vor 

Baubeginn eine geprüfte statische Berechnung vorzulegen. 

Für die Bauarbeiten ist ein Sicherungsplan zu erstellen. 

Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit 

und auch im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Perso-

nen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Betreten 

und Befahren von Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich 

der Bahnanlagen verhindert wird. 

Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden. Grenzsteine 

sind vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt werden. 

Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen und zu setzen. 

Bei notwendiger Betretung für die Bauausführung muss der Bauherr bei der DB InfraGO 

AG rechtzeitig einen schriftlichen Antrag stellen. In keinem Falle dürfen die Bahnanla-

gen ohne Genehmigung der DB InfraGO AG betreten werden. Alle hieraus entstehen-

den Kosten müssen vom Antragsteller getragen werden. 

Die Erlaubniskarte für Dritte zum jeglichen Betreten der Bahnanlagen muss bei der DB 

InfraGO AG, Oberbau Buchloe (I.NA-S-N-AUG-IF 03) beantragt werden. 

 

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestal-

ten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich 

nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entspre-

chende Abschirmungen anzubringen. 

Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovolta-

ikanlage keinerlei negative Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs 

(z.B. Sichteinschränkungen der Triebfahrzeugführer durch z.B. Blendungen, Reflexio-

nen) entstehen können und dass die Lärmemissionen des Schienenverkehrs nicht 

durch Reflektionseffekte erhöht werden. 

 

Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsun-

ternehmen sind hinsichtlich Staubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb (z.B. 

Bremsabrieb) sowie durch Instandhaltungsmaßnahmen (z.B. Schleifrückstände beim 

Schienenschleifen) von allen Forderungen freizustellen. 

 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass aus Schäden und Beeinträchtigungen 

der Leistungsfähigkeit der Anlage (Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurück-

zuführen sind, keine Ansprüche gegenüber der DB AG sowie bei den auf der Strecke 

verkehrenden Eisenbahnverkehrsunternehmen geltend gemacht werden können. 

 

Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwasser dürfen nicht auf oder über Bahngrund ab-

geleitet werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Ei-

ner Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden. 

 

Ein Zugang zu den bahneigenen Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhal-

tungsmaßnahmen ist sicherzustellen. 
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Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger 

etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen verboten. 

Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit 

TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewie-

sen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. 

 

Bei dem Einsatz von Baukränen in der Nähe von Bahnflächen oder Bahnbetriebsanla-

gen ist mit der DB InfraGO AG eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschließen, die 

mindestens 10 Wochen vor Kranaufstellung bei der DB InfraGO AG zu beantragen ist. 

Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen.  

Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der DB zum 

Vorhaben bei der DB InfraGO AG, Immobilienmanagement Süd (I.IFD-S) einzureichen. 

Generell ist auch ein maßstäblicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen 

Schwenkradius vorzulegen. 

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung, 

Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von 

Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahr-

zeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und Vortäu-

schungen von Signalbildern nicht vorkommen. 

Baumaterial, Bauschutt etc. dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert 

werden, es sei denn, es wird aufgrund vorübergehender Inanspruchnahme von Bahn-

grund ein Kurzzeitmietvertrag abgeschlossen (Baustelleneinrichtungsfläche). 

Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, 

dass unter keinen Umständen Baustoffe/Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Ver-

wehungen) gelangen. 

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, 

müssen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den 

Mindestpflanzabständen ist die DB Konzernrichtlinie (Ril) 882, Landschaftspflege und 

Vegetationskontrolle zu beachten. 

Abstand und Art der Bepflanzung müssen so gewählt werden, dass bei Windbruch kei-

ne Bäume auf das Bahngelände bzw. in das Lichtraumprofil des Gleises fallen können. 

Der Mindestabstand ergibt sich aus der Endwuchshohe und einem Sicherheitszuschlag 

von 2,50 m. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) stän-

dig zu gewährleisten. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des 

Eisenbahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese ent-

sprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deut-

sche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzu-

schneiden bzw. zu entfernen. Eventuell anfallende Kosten für zusätzlichen Vegetations-

rückschnitt werden durch die DB nicht übernommen. 

Wir weisen auf die Verkehrssicherungspflicht (§§ 823 ff. BGB) des Grundstückseigen-

tümers hin. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisen-

bahnbetriebs und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entspre-

chend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die DB AG 

vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfer-

nen. 
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Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhal-

tung und dem Unterhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deut-

schen Bahn weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen im öffentlichen Interesse 

zu gewähren. 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen 

(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Brems-

stäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissio-

nen an benachbarter Bebauung führen können. Eventuell erforderliche Schutzmaß-

nahmen gegen diese Einwirkungen aus dem Bahnbetrieb sind gegebenenfalls in der 

Bauleitplanung festzusetzen. 

Sollten sich zu einem späteren Zeitpunkt Auswirkungen auf den Bahnbetrieb ergeben, 

so behält sich die DB AG weitere Auflagen und Bedingungen vor. 

Für Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der 

Bauherr im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und gegebenenfalls in vollem Um-

fang. 

 

2. Immobilien Belange 

Die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO sowie sonstige baurechtliche und nachbar-

rechtliche Bestimmungen sind einzuhalten. 

Aus den eingereichten Unterlagen geht nicht hervor ob auf den betroffenen Flurstücken 

/ 

Baugrundstück Vereinbarungen zu Gunsten der DB AG oder mit ihr nach § 15 AktG 

verbundener Unternehmen (Dienstbarkeiten, schuldrechtliche Vereinbarungen, etc.) 

bestehen (Grundbuchauszüge o.ä.). Sämtliche bestehende Verpflichtungen und Ver-

zichte zu Gunsten der Unternehmen des DB Konzerns - auch, soweit sie nicht dinglich 

gesichert sind - sind vom Vorhabenträger und dessen Rechtsnachfolger vollumfänglich 

zu berücksichtigen. Veränderungen und Maßnahmen an Dienstbarkeitsanlagen bzw. 

Bahnbetriebsanlagen dürfen nicht ohne Genehmigung des Dienstbarkeitsberechtigten 

bzw. des Anlagenverantwortlichen erfolgen. 

Es wurde im Rahmen der Stellungnahme zum Verfahren nicht geprüft, ob DB-Rechte 

auf dem Baugrundstück vorliegen. Liegt ein entsprechender Sachverhalt vor, so sind 

die Unterlagen durch den Bauherrn entsprechend aufzubereiten und uns erneut zur 

Stellungnahme vorzulegen. Wir behalten uns weitere Bedingungen und Auflagen vor. 

 

3. Schlussbemerkung 

Die Richtlinien der DB (Druckausgaben und CD-ROMs) sind kostenpflichtig über den 

„Kundenservice für Regelwerke, Formulare und Vorschriften" unter der folgenden Ad-

resse erhältlich: 

DB Kommunikationstechnik GmbH 

Medien- und Kommunikationsdienste, Informationslogistik 

Kriegsstraße 136 

76133 Karlsruhe 

Tel.: 0721 / 938-5965, Fax: 069 / 265-57986 

E-Mail: dzd-bestellservice@deutschebahn.com 

 

Abwägung 

Die Stellungnahme ist in ihrem Wortlaut nahezu identisch mit der Stellungnahme vom 
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17.12.2023. Die Gemeinde Denklingen verweist daher auf die Abwägung zur Stellung-

nahme vom 17.12.2023 

 

Beschluss:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Planänderung ist nicht erforder-

lich. 

 

 
3) LEW Verteilnetz GmbH, Stellungnahme vom 12.08.2024 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen unsererseits keine Einwände, 

wenn weiterhin der Bestand unserer Betriebsmittel zur Aufrechterhaltung der Stromver-

sorgung gewährleistet ist und nachstehende Belange berücksichtigt werden. 

 

Bestehende 1-kV-Freileitungen  

Im Geltungsbereich verlaufen mehrere 1-kV-Freileitungen unserer Gesellschaft. Im bei-

gelegten Ortsnetzplan M = 1:1000 sind die Leitungstrassen dargestellt. 

  

Folgende Unfallverhütungsvorschriften und Mindestabstände sind bezüglich der 1-kV-

Leitungen zu beachten:  

• Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungsleitung sind wegen der damit verbun-

denen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und Be-

triebsmittel DGUV Vorschrift 3 (BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil 

Elektro Medienerzeugnisse einzuhalten. 

• Alle Personen sowie deren gehandhabte Maschinen und Werkzeuge, müssen so 

eingesetzt werden, dass eine Annäherung von weniger als 1,00 m an die 1-kV-

Freileitung in jedem Fall ausgeschlossen ist. Jede auch nur kurzfristige Unterschreitung 

des Schutzabstandes ist für die am Bau Beschäftigen lebensgefährlich. 

 

Bestehende 20-kV-Freileitung S6N1 

Im Geltungsbereich verläuft unsere 20-kV-Freileitung mit der Bezeichnung S6N1. Der 

Schutzbereich der Freileitungen beträgt 7,0 m beiderseits der Leitungsmittelachse (Ge-

samtbreite 14,0 m). Die Freileitungen sind im beiliegenden Ortsnetzplan dargestellt.  

 

Hinweise:  

• Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungseinrichtungen sind wegen der damit 

verbundenen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen 

und Betriebsmittel DGUV (BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro 

einzuhalten. 

• Innerhalb des genannten Schutzbereiches müssen die einschlägigen DIN VDE-

Vorschriften beachtet werden; insbesondere ist nach DIN VDE 0105 bei Arbeiten in 

Spannungsnähe immer ein Schutzabstand von 3,0 m zu den unter Spannung stehen-

den Leiterseilen einzuhalten. Dabei ist zu beachten, dass die Seile bei höheren Tempe-

raturen stärker durchhängen und bei Wind erheblich ausschwingen können. 

• Die Europanorm EN 50341 (vormals DIN VDE 0210) regelt die Mindestabstände 

zwischen Gebäudeteilen und der Mittelspannungsfreileitung. Bei einer Dachneigung 
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größer 15 Grad verlangt die DIN einen Abstand von 3,0 m. Bei einer Dachneigung klei-

ner 15 Grad ist ein Abstand von 5 m einzuhalten. Dadurch sind die Unterbauungshöhen 

innerhalb des Schutzbereiches beschränkt. 

• Das beiliegende Merkheft für Baufachleute bitten wir zu beachten.  

 

Vorsorglich weisen wir auf die Gefahr hin, die bei Arbeiten während und nach der Bau-

zeit in der Nähe elektrischer Leitungen gegeben ist: 

 

• Bei Hoch- und Tiefbauarbeiten, bei Arbeiten mit Hebezeugen und Kränen, Bauma-

schinen oder Fördergeräten, bei Annäherung von sonstigen Geräten, muss ein Sicher-

heitsabstand von 3,0 m zu den spannungsführenden Teilen der 20-kV-Freileitung ein-

gehalten werden. 

• Bei Verwendung eines Baukranes muss sichergestellt sein, dass ein Einschwingen 

des Kranseiles in den Schutzbereich der Freileitung unter allen Umständen unterbleibt. 

 

Die mit den Arbeiten beauftragten Firmen sind auf den Schutzbereich unserer Leitung 

hinzuweisen.  

Sollte der erforderliche Schutzabstand auch nur kurzzeitig unterschritten werden müs-

sen, so muss sich die betreffende Baufirma rechtzeitig wegen der zu treffenden Unfall-

verhütungsmaßnahmen mit unserer zuständigen Betriebsstelle Buchloe in Verbindung 

setzen. 

 

 

Allgemeiner Hinweis  

Vor Beginn der Grabarbeiten muss durch die Baufirma eine entsprechende Kabelaus-

kunft eingeholt werden. Wir bitten zu gegebener Zeit mit unserer Betriebsstelle Buchloe 

Kontakt aufzunehmen. 

Betriebsstelle Buchloe  

Bahnhofstraße 13  

86807 Buchloe  

E-Mail: Buchloe@lew-verteilnetz.de  

 

Eine detaillierte Kabelauskunft kann auch online unter https://geoportal.lvn.de/apak/ 

abgerufen werden.  

 

Unter der Voraussetzung, dass die genannten Punkte berücksichtigt werden, sind wir 

mit der Flächennutzungsplanänderung/Aufstellung des Bebauungsplanes "Photovoltaik 

Salger" einverstanden. 

 

Abwägung 

Die Stellungnahme ist in ihrem Wortlaut nahezu identisch mit der Stellungnahme vom 

30.11.2023. Die Gemeinde Denklingen verweist daher auf die Abwägung zur Stellung-

nahme vom 30.11.2023. 

 

 

Beschluss: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Planänderung ist nicht erforder-

mailto:Buchloe@lew-verteilnetz.de
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lich. 

 

 
4) Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, Schreiben vom 09.11.2023 und 23.07.2024 

 

Stellungnahme vom 23.07.2024 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 9.11.2023, im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung. Diese behält weiterhin Gültigkeit. Weitere Anmerkungen ergehen nicht. 

 

Stellungnahme vom 09.11.2023 

zur genannten Bauleitplanung nimmt das Wasserwirtschaftsamt Weilheim als Träger 

öffentlicher Belange wie folgt Stellung.  

Unter Beachtung der nachfolgenden Stellungnahme bestehen aus wasserwirtschaftli-

cher Sicht keine Bedenken gegen die vorliegende Bauleitplanung. 

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens uns eine Ausfertigung des rechtskräftigen 

Bebauungsplanes als PDF-Dokument zu übermitteln.  

Das Landratsamt Landsberg am Lech erhält eine Kopie des Schreibens. 

 

1. Einwendungen aufgrund rechtlicher Verbote der Bauleitplanung 

 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit werden nicht vorgetragen. Das Plangebiet 

befindet sich weder in einem festgesetzten Wasserschutzgebiet, im 60 m Bereich eines 

Oberflächengewässers oder uns bekannten Überschwemmungsgebieten. 

 

2. Sonstige fachliche Hinweise und Empfehlungen 

 

2.1 Überflutungen durch wild abfließendes Wasser infolge von Starkregen 

Durch Starkregenereignisse kann es auch fernab von Gewässern zu Überflutungen 

kommen. 

Vorschlag für Festsetzungen 

„Die Höhe der Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses des Trafo-Gebäudes ist 

so zu wählen, dass wild abfließendes Wasser nicht eindringen kann.“ 

 

2.2 Grundwasser 

Uns liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor. Aller-

dings gibt es, wie im Umweltbericht dargelegt, eine Grundwassermessstelle im weite-

ren Umfeld. Auch wenn sich entsprechenden Messungen nicht direkt auf das Plan-

gebiet übertragen lassen können, so liegt die Vermutung nahe, dass das Vorhaben 

nicht auf das Grundwasser direkt einwirken kann. 

 

2.3 Altlasten und Bodenschutz 

2.3.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im Geltungsbereich der Bauleitplanung sind keine Grundstücksflächen im Kataster 

gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Ver-

dacht auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht. 

 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
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„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festge-

stellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist 

unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu be-

nachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).“ 

 

2.3.2 Vorsorgender Bodenschutz 

Bauleitplanung allgemein 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB die Belan-

ge des Umweltschutzes und damit auch die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

zu berücksichtigen. 

Für den vorsorgenden Bodenschutz erscheint beim gegenständlichen Fall insbe-

sondre folgende Punkte relevant: 

1. Stofflicher Eintrag: Den Eintrag von Schwermetallen (v.A. Zink) durch Materialaus-

wahl und Gründungsarten zu minimieren. 

2. Einen Abstand zwischen den einzelnen Modulen herstellen, um eine möglichst 

gleichmäßige Verteilung des Niederschlagswassers zu erreichen (zeilenweises Ab-

tropfen). So kann sich mit ausreichender Belichtung ein erosionsmindernder Be-

wuchs etablieren und es muss keine Degradation des Oberbodens befürchtet wer-

den. (vgl. Abbildung 26 des LfU Praxis-Leitfadens für die ökologische Gestaltung von 

PV-Freiflächenanlagen). 

3. Minimierung des „Flächenverbrauchs“: Möglichst größeren Abstand der unteren 

Mo-dulreihe zum Boden. So kann der darunterliegende Boden besser belichtet, be-

feuchtet und (mehrfach) genutzt bzw. bewirtschaftet werden (Stichwort: Agri-PV bei 

Mindesthöhen von 2,2 m). 

 

Vorschläge für Festsetzungen: 

„Zwischen den einzelnen PV-Modulen ist ein lichter Abstand einzuhalten, so dass 

Niederschlagswasser dazwischen abtropfen kann und möglichst breitflächig versi-

ckert“ 

„Die Dachfläche des Trafogebäudes ist als Flachdach auszuführen und zu begrünen. 

Vorzüglich mit dem örtlich anstehenden Oberboden“  

 

Vorschläge für Hinweise: 

„Mutterboden (Oberboden) ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten 

und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden ist 

möglichst hochwertig nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu verwerten.“ 

„Die eingebrachten Baumaterialien sind nach deren Nutzung vollständig rückzubau-

en und fachgerecht zu entsorgen.“ 

„Nach Möglichkeit sind Trockentransformatoren oder Ester-befüllte Öltransformatoren 

mit Auffangwanne einzusetzen.“ 

 

2.4 Abwasserentsorgung 

2.4.1 Schmutzwasser 

Vorschlag zur Festsetzung: 

Zur Reinigung der PV-Module darf ausschließlich Wasser ohne Zusätze verwendet 

werden 

2.4.2 Niederschlagswasser 
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Niederschlagswasser sollte möglichst breitflächig versickert werden. 

 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

„Niederschlagswasser ist möglichst breitflächig über dem bewachsenen Oberboden 

zu versickern“ 

 

3. Zusammenfassung 

Gegen die vorliegende Bauleitplanung bestehen keine grundlegenden wasserwirt-

schaftlichen Bedenken, wenn obige Ausführungen berücksichtigt werden. 

 

Abwägung: 

Eine Festsetzung zur Begrünung des Transformatorengebäudes wurde bereits aufge-

nommen. 

Der Hinweis zum Bodenschutz wurde aufgenommen. 

Darüber hinaus verweist die Gemeinde Denklingen auf Ihre Abwägung zur Stellung-

nahme vom 09.11.2023 

 

Beschluss: 

Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Weitergehende Planänderungen 

sind nicht erforderlich. 
 

 

Beschluss: 

 

Zu den im Verfahren §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden 

die Beschlüsse wie in beiliegender Abwägung gefasst. 

 

 

Abstimmung: Ja 7  Nein 6  Anwesend 13   

 

 

TOP  5 Bebauungsplan „PV Salger“; Satzungsbeschluss; 

 

Sachverhalt: 

 

Hinsichtlich des Bebauungsplanes „PV Salger“ sind im Verfahren § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 

2 BauGB keine Stellungnahmen eingegangen, die eine Änderung der Planung veranlas-

sen würde (siehe Sitzung vom 09.10.2024 „Behandlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 2 

und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangen Stellungnahmen/Beschlussvorschläge“). 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom abgeschlossenen Verfahren nach §§ 3 Abs. 2 und 

4 Abs. 2 BauGB, in welchem keine Stellungnahmen eingegangen sind, die einer erneuten 

Auslegung bedürfen. 
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Der Gemeinderat beschließt gemäß Art. 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und Art. 23 der 

Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) die Ausfertigung des Bebauungsplanes 

„Photovoltaik – Salger“ einschließlich Festsetzungen und Begründung, jeweils in der Fas-

sung vom 09.10.2024, als Satzung. Als Anlagen sind der Umweltbericht, die zusammenfas-

sende Erklärung sowie das Blendgutachten beigefügt.  

Die Gemeindeverwaltung wird beauftragt, den Bebauungsplan auszufertigen und bekannt 

zu machen. 

 

 

Abstimmung: Ja 7  Nein 6  Anwesend 13   

 

 

 

 

Damit war der öffentliche Teil der Sitzung beendet. Herr Erster Bürgermeister Braunegger 

eröffnet nach Ausschluss der Öffentlichkeit den nicht öffentlichen Teil. 

 

Sitzungsende öffentlicher Teil: 19:47 Uhr 

 

 

 

 

 

Andreas Braunegger    Birgit Jost 

Erster Bürgermeister    Schriftführer 
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